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1 Begründung  

1.1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

FNP / LP 

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2009 weist für den Gel-
tungsbereich eine Mischung aus Wohnbaufläche und Mischgebiet aus. Im Be-
reich von Schule und Kindergarten ist eine Gemeinbedarfsfläche ausgewiesen, 
im südlichen Bereich grenzt eine Fläche für Landwirtschaft an. Im Landschafts-
plan liegen für den Bereich keine Einträge vor. Der Bebauungsplan nimmt die 
Vorgaben des FNP im Sinne des Entwicklungsgebot auf und kann damit aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt werden. Eine Berichtigung oder Änderung des 
Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich. 

  

Überplanung bestehender Bebauungspläne sowie sonstiges Baurecht 

Planungsrechtlich ist das Gebiet im Bereich des bereits rechtskräftigen Bebau-
ungsplans nach §30 BauGB zu beurteilen. Weitere Bereiche außerhalb des Be-
bauungsplans sind planungsrechtlich nach §34 BauGB als Innenbereichslage 
einzustufen. Bestehende Gebäude genießen Bestandsschutz, künftige Nut-
zungsmöglichkeiten sowie bauliche Veränderungen bestimmen sich nach den 
Festsetzungen des neuen Bebauungsplans. 
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Mit der 2. Änderung des Bebauungsplans Wiggenhöhe werden sowohl Bereiche 
der 1. Änderung zum Bebauungsplan Wiggenhöhe sowie der 1. und 2. Änderung 
zu den Bebauungsplänen Leubas-Ost und an der Letzte, als auch Teilbereiche, 
die nach § 34 BauGB zu beurteilen sind, überplant. Für alle Grundstücke im 
Geltungsbereich liegt also bereits Baurecht vor. Durch die 2. Änderung zum Be-
bauungsplan Wiggenhöhe werden innerhalb des Geltungsbereiches die Festset-
zungen des Bebauungsplans: 1. Änderung zum Bebauungsplan Wiggenhöhe, 
rechtskräftig seit 08.11.1969, 1. Änderung zu den Bebauungsplänen Leubas-
Ost und an der Letzte rechtskräftig seit 08.06.1984 und 2. Änderung zu den 
Bebauungsplänen Leubas-Ost und an der Letzte rechtskräftig seit 06.12.1985 
außer Kraft gesetzt. 

Bisherige Festsetzungen durch den Bebauungsplan 

Im bislang rechtskräftigen Bebauungsplan wurde als Art der baulichen Nutzung 
ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Nicht störende Gewerbe- und Hand-
werksbetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden. Im südöstlichen Be-
reich sind innerhalb des WA zwei Gewerbebetriebe vorhanden. Südlich der Kir-
che ist eine gemischte Nutzung entstanden. Es sind entsprechend der Eintra-
gung in der Planzeichnung ein- (E+D) oder zweigeschossige (E+I) Gebäude zu-
lässig. Es gilt die offene Bauweise und die Baugrundstücke müssen eine Min-
destgröße von 600m² aufweisen. Die Firstrichtung ist in der Planzeichnung dar-
gestellt, ebenso sind Dachneigung (27-32°), Dachform (Satteldach) und Trauf-
höhe (3,10m bei eingeschossigen Gebäuden, 5,60m bei zweigeschossigen Ge-
bäuden) festgesetzt. Dachaufbauten sind unzulässig. Weitere Festsetzungen 
gibt es zu Kniestöcken (OK Fußpfette max. 0,52m über OK letzte VG-Decke) 
Fassadengestaltung (Putz, keine grellen und kontrastierenden Farben) und Ga-
ragen (nur für den durch die zulässige Nutzung verursachten Bedarf zulässig) 
und untergeordnete Nebengebäuden (können nur ausnahmsweise zugelassen 
werden). 

 

 

 

1.2 Plangebiet 

Lage / Größe 
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Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Leubas, im nördlichen Teil des Stadt-
gebietes. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Wiggenhöhe, 2. Änd.“ um-
fasst eine Gesamtfläche von 55.922 m2 liegt beidseits der Wiggenhöhe und wird 
begrenzt durch die Leubaser Straße und den Feldweg im Westen und der 
Schmid-von-Leubas-Straße im Osten sowie durch eine landwirtschaftliche Flä-
che im Süden. Das Plangebiet ist fast vollständig von bestehender Bebauung 
umschlossen und komplett erschlossen. 

 

Topographische und hydrologische Verhältnisse 

Das Plangebiet weist eine leicht bewegte Topographie auf, die im Westen von 
698m ü. NN in Richtung Osten auf 705m ü. NN ansteigt. Vor einem erneuten 
Anstieg östlich der Schmid-von –Leubas-Straße fällt das Gelände westlich der 
Bebauung an der Schmid-von-Leubas-Straße steil ab. Diese Senke spiegelt sich 
auch in der Starkregenkarte wieder, die in dem Bereich einen erhöhten Wasser-
stand gegenüber dem Gelände aufweist. 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer bekannt. 

 

1.3 Städtebauliche Ziele sowie Zweck und Auswirkungen 

Städtebauliche Situation - Bestand 

Das Plangebiet ist geprägt durch eine gewachsene Bebauung mit einer Mischung 
aus Wohn- und Gewerbegebäuden, ergänzt durch Schule, Kindergarten und Kir-
che. Die z.T. sehr großen Grundstücke zeichnen sich durch ein hohes Potential 
für eine Nachverdichtung aus. Die vorhandene Bebauung weicht an mehreren 
Stellen leicht von den Festsetzungen des Bebauungsplans ab. Dafür wurden ins-
besondere Befreiungen zur Überschreitung der Baugrenze und zur Errichtung 
von Dachgauben erteilt. 

Erfordernis der Planung 

Die Nachfrage nach Wohnraum in Kempten liegt weiterhin auf einem sehr hohen 
Niveau. Neben einigen in den letzten Jahren umgesetzten Neubaugebieten, bie-
tet insbesondere der Bestand ein großes Potential zur Schaffung neuen Wohn-
raums in Form von Nachverdichtungen. Diese Form der Wohnraumschaffung 
bietet insbesondere vor dem Hintergrund des Klimaschutzziels großes Potential. 
Zur Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen für eine Nachverdichtung und 
zur Anpassung der Festsetzungen und erteilten Befreiungen ist eine Änderung 
des Bebauungsplans erforderlich. 

Standortwahl, Entwicklung, allgemeine Zielsetzung der Planung 

Der Bebauungsplan verfolgt im Wesentlichen zwei städtebauliche Ziele. Zum 
einen sollen die Rahmenbedingungen für eine nachhaltige und städtebaulich 
verträgliche Nachverdichtung geprüft und neu formuliert werden. Zum anderen 
bietet sich mit dem Bebauungsplan die Chance, den Bebauungsplan an die durch 
mehrere Befreiungen dargelegte gewünschte Entwicklung anzupassen. 

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden  
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In § 1 Abs. 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die städtebauliche Entwick-
lung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen soll. § 1a Abs. 
2 BauGB ergänzt, dass zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von 
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde 
insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 
andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sind. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB sollen unter anderem landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Der in § 1a Abs. 
2 BauGB normierte öffentliche Belang der Beschränkung der Umwidmung auf 
den notwendigen Umfang ist nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB in der Abwägung 
(§ 1 Abs. 1 BauGB) zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen ist zu begründen. Dabei sollen Ermittlungen 
zu den Möglichkeiten der Innenentwicklungen zugrunde gelegt werden, zu de-
nen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können (§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB).  

Im Landesentwicklungsprogramm Bayern 2013 ist die Innenentwicklung vor der 
Außenentwicklung als Ziel (LEP 3.2) genannt." Grund und Boden sind ein nicht 
vermehrbares Gut und haben auch eine wichtige Funktion für den Naturhaus-
halt. Einer Neuversiegelung von Flächen kann z.B. durch den Vorrang der In-
nenentwicklung vor der Außenentwicklung entgegengewirkt werden. Flächen-
sparende Siedlungs- und Erschließungsformen bedürfen einer unterschiedlichen 
Umsetzung in Abhängigkeit von den ortsspezifischen Gegebenheiten, wie u.a. 
den vorhandenen Siedlungsstrukturen, dem Ortsbild oder der Topographie. Die 
vorrangige Innenentwicklung ist für eine kompakte Siedlungsentwicklung sowie 
für die Funktionsfähigkeit der bestehenden technischen Versorgungsinfrastruk-
turen wesentlich, da vorhandene Infrastruktur- und Leitungsnetze nicht propor-
tional zu einem sinkenden Bedarf zurückgebaut werden können. Eine auf die 
Außenentwicklung orientierte Siedlungsentwicklung führt zu erhöhten Kosten 
und Unterauslastung bestehender Infrastrukturen. 

Das vorliegende Vorhaben ist eine klassische Nachverdichtung im bebauten In-
nenbereich. Die Stadt Kempten verfügt weiterhin über steigende Bevölkerungs-
zahlen, und die Nachfrage nach Wohnbauplätzen liegt konstant auf hohem Ni-
veau. Die vorhandene Infrastruktur kann vollumfänglich mitbenutzt bzw. kos-
tengünstig ergänzt werden. 

Bebauungsplanverfahren 

Da es sich bei der Planung um die Nachverdichtung einer innerörtlichen bebau-
ten Fläche handelt, also um eine Maßnahme der Innenentwicklung nach §13a 
BauGB, wird die 2. Änderung des Bebauungsplans Wiggenhöhe“ als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach §13a BauGB auf-
gestellt. Die Bestandsbebauung gibt den Rahmen der Bebauung im Wesentli-
chen vor. Für die Nachverdichtung sollen neben einer geringfügigen Erhöhung 
des Maßes der baulichen Nutzung, im Wesentlichen gestalterische Festsetzun-
gen geändert sowie Vorgaben für eine nachhaltige Planung ergänzt werden. Da-
für bietet sich die Aufstellung eines einfachen Bebauungsplans an. 

 

Art und Maß der baulichen Nutzung 
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Aufgrund der gewachsenen Struktur des Plangebietes mit einer Mischung aus 
Wohnen, Gewerbe und Flächen für den Gemeinbedarf (Schule, Kindergarten, 
Kirche) ohne größere zusammenhängende Freiflächen wird keine Art der bauli-
chen Nutzung durch Festlegen einer Gebietskategorie festgesetzt. Ein Einfügen 
neuer Bauvorhaben lässt sich anhand der Umgebungsbebauung hinreichend 
konkret beurteilen.  

Vollgeschosse 

Das Maß der baulichen Nutzung wurde im Sinne einer nachhaltigen Nachver-
dichtung geringfügig angehoben. Dafür war eine Erweiterung der Vollgeschosse 
auf zwei bzw. drei Vollgeschosse erforderlich. 

Im Bestandsplan sind Teilbereiche als eingeschossige Bebauung (E+D) festge-
setzt, in denen künftig 2 Vollgeschosse zulässig sind. Im gleichen Verhältnis 
werden die bislang mit 2 VG (E+1) festgesetzten Gebäude auf 3 VG erhöht. Die 
Staffelung behält die ursprüngliche Berücksichtigung der Topographie mit einem 
Hochpunkt im Zentrum des Plangebietes und der dort niedrigeren Bebauung bei 
und ermöglicht in den tieferliegenden Randbereichen eine höhere Bebauung. 
Diese wird auch für die angrenzenden Bereiche, die bislang nach §34 BauGB zu 
beurteilen waren fortgeführt. Insbesondere auch vor dem Hintergrund einer 
künftigen Zulässigkeit von Dachgauben war eine Ausweitung der Geschossigkeit 
erforderlich, um eine Nachverdichtung in diesem Bereich auch diesbezüglich zu 
ermöglichen. Grundsätzlich handelt es sich bei der Festsetzung der Vollge-
schosse um maximale Obergrenzen, die nicht zwingend ausgenutzt werden 
müssen. 

Wandhöhen 

Mit der Änderung der zulässigen Vollgeschosse wurde die Höhe der Gebäude 
erweitert. Um dennoch eine klare und einheitliche Höhenbegrenzung zu gewähr-
leisten wurden die Wandhöhen differenziert nach zwei- bzw. dreigeschossigen 
Gebäuden festgesetzt. Dies erleichtert eine klare Beurteilung möglicher Nach-
verdichtung und sichert ein städtebauliches Einfügen in die Umgebungsbebau-
ung.  

Überbaubare Grundstücksfläche/Baugrenzen 

Im alten Bebauungsplan waren die Baugrenzen eher eng gefasst. Dies führte in 
der Vergangenheit zu zahlreichen Befreiungen für geringfügige Abweichungen 
von der Baugrenze. Aufgrund der gewachsenen Struktur wurde in der zweiten 
Änderung des Bebauungsplans auf die Festsetzung von Baugrenzen verzichtet. 
Bei der Beurteilung neuer Bauvorhaben ist in einem einfachen Bebauungsplan 
für nicht getroffene Festsetzungen ergänzend §34 BauGB als Einfügungskrite-
rium hinzuziehen. Hinsichtlich überbaubarerer Grundstücksfläche sowie fakti-
scher Baugrenzen ist daher die vorhandene Umgebungsbebauung maßgeblich. 
Die vorhandene Bebauung gibt einen ausreichend konkreten Rahmen zur Beur-
teilung künftiger Bauvorhaben, bei gleichzeitig größtmöglicher Flexibilität. 

 

Bauweise 
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In der 2. Änderung des Bebauungsplans Wiggenhöhe wird auf die Festsetzung 
der Bauweise verzichtet. Die Beurteilung neuer Bauvorhaben erfolgt dann nach 
§34 BauGB. Die Umgebungsbebauung ist durch eine ausschließlich offene Be-
bauung geprägt, mit lediglich einer nicht genehmigten Ausnahme. Diese ist bei 
künftigen Beurteilungen nicht zu berücksichtigen. 

 

Grundstücksgrößen 

Im alten Bebauungsplan wurde eine Mindestgröße für Grundstücke festgesetzt. 
Diese Festsetzung ist nicht mehr zeitgemäß und widerspricht dem städtebauli-
chen Ziel einer Nachverdichtung. Eine entsprechende Festsetzung wurde in der 
2. Änderung des Bebauungsplans daher nicht mehr aufgenommen. Dies stellt 
keine Beschränkung des vorhandenen Baurechts dar, sondern ermöglich viel 
mehr die Nutzung der vorhandenen Flächen für eine dichtere Bebauung im Rah-
men des festgesetzten Rahmens.  

 

Stellplätze, Garagen, Gemeinbedarf bzw. Gemeinschaftsanlagen 

Im alten Bebauungsplan waren Garagen nur für den erforderlichen Bedarf zu-
lässig. Diese Festsetzung wurde im neuen Bebauungsplan nicht übernommen, 
da sie entgegen dem aktuellen Bedarf stände. Die neue Festsetzung bezieht sich 
auf die aktuelle Stellplatzsatzung der Stadt Kempten. Damit wird der Nachweis 
für ausreichend Stellplätze auf eigenem Grund sichergestellt. Die Festsetzung 
zur Ausführung mit wasserdurchlässigen Materialien dient der Verbesserung der 
ökologischen Situation mit einer möglichst weitgehenden Versickerung des an-
fallenden Niederschlagwassers. 

 

Verkehrsflächen 

Die Grundstücke sind über das bestehende Straßennetz erschlossen. Die Ver-
kehrsflächen ergeben sich vollständig aus dem Bestand, eine Erweiterung oder 
Änderung ist nicht erforderlich und wird auch im Bebauungsplan nicht vorgese-
hen. 

Verkehrsfläche mit besondere Zweckbestimmung – Quartiersplatz 

Auf Flurnummer 869 wird der bestehende Quartiersplatz als Verkehrsfläche mit 
besondere Zweckbestimmung – Quartiersplatz festgesetzt und damit planungs-
rechtlich geschützt. Eine Bebauung ist hier nicht möglich. 

Ruhender Verkehr 

Die Anzahl der privaten Stellplätze basiert auf der Stellplatzsatzung der Stadt 
Kempten. Diese sind auf den privaten Grundstücken nachzuweisen. Um einen 
offenen Quartierscharakter sicherzustellen und aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit sind vor Garagen und Carports Mindestaufstellflächen von 5m erforder-
lich. Nur Stellplätze dürfen innerhalb der festgesetzten Grenzen direkt an der 
straßenseitigen Grundstücksgrenze errichtet werden.  
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Stellplätze in den Grundstücksbereichen sind mit wasserdurchlässigen Materia-
lien der festgesetzten Pflasterarten auszuführen. Die Festsetzung dient zur Ver-
besserung der ökologischen Situation mit einer möglichst weitgehenden Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers. Ausnahmen sind nur in Abstim-
mung mit dem Stadtplanungsamt für Tiefgaragenzufahrten möglich, um einen 
Wassereintritt von unten in Folge eines möglichen Hangwasseraustritts zu ver-
meiden.  

 

Abfall- und Abwasserbeseitigung, Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser 

Das unverschmutzte Niederschlagswasser wird getrennt vom Schmutzwasser 
abgeführt. Es soll großflächig über die belebte Bodenzone auf den Grundstücken 
versickert werden und ist davor durch offene Rückhaltung oder technische Ein-
richtungen (z.B. Zisternen) zwischen zu speichern, zu halten und gedrosselt ab-
zuleiten. Für Starkregenereignisse ist ein Notüberlauf durch Anschluss an den 
Regenwasserkanal vorgesehen.  

 

Versorgungsflächen 

Wasserversorgung: 

Die Wasserversorgung erfolgt im gesamten Geltungsbereich durch das entspre-
chende Versorgungsunternehmen (Kemptener Kommunalunternehmen). 

Abwasserentsorgung: 

Die Entwässerung des Bebauungsplangebiets erfolgt im gesamten Geltungsbe-
reich durch das entsprechende Entsorgungsunternehmen (Kemptener Kommu-
nalunternehmen). Das Schmutzwasser wird über die bestehende Schmutzwas-
serkanalisation abgeleitet, ein Regenwasserkanal ist ebenso vorhanden.  

Stromversorgung: 

Die Stromversorgung des Plangebiets ist durch das entsprechende Versorgungs-
unternehmen (Allgäuer Überlandwerk) gesichert. Alle geplanten Maßnahmen 
sind so durchzuführen, dass der Bestand, Betrieb und Unterhalt von unter- und 
oberirdischen Anlagen des AÜW nicht beeinträchtigt wird. Insbesondere sind die 
nach den geltenden VDE-Vorschriften notwendigen Abstände (z. B. durch Be-
pflanzung oder Gebäude) zu den Anlagen des AÜW einzuhalten. 

Abfallbeseitigung: 

Die Beseitigung der Abfälle erfolgt durch den Zweckverband für Abfallwirtschaft 
Kempten. 

Fernmeldenetz: 

Das Plangebiet ist an das Fernmeldenetz der Deutschen Telekom AG (T-Com) 
angeschlossen. 
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Öffentliche und private Grünflächen 

Aufgrund der weitgehend geschlossenen Bebauung des Plangebietes, mit gro-
ßen angelegten privaten Freiflächen konnte keine größere öffentliche Grünfläche 
festgesetzt werden. Trotzdem zeichnet sich das Plangebiet aufgrund seiner gro-
ßen Grundstücke durch einen hohen Grünanteil aus. 

 

Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen 
und – leitungen, Versorgungstationen 

Im Plangebiet befindet sich eine bestehende Trafostation vom Stromversorger 
(AÜW), die erhalten bleibt. 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Da die genaue Platzierung eventueller neue Gebäude/Anbauten flexibel ist, kön-
nen keine Erschließungswege für diese dargestellt werden. Bei jeder Nachver-
dichtung ist aber eine entsprechende Erschließung möglicherweise entstehender 
Hinterliegergrundstücke, insbesondere auch unter Berücksichtigung des Brand-
schutzes, sicherzustellen und nachzuweisen. 

Umgrenzung der Fläche zum Schutz vor schädlichen Umweltauswir-
kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Plangebiet stellt sich als über Jahre gewachsenes Gebiet mit einer Mischung 
aus Wohnen und Gewerbe dar, ergänzt durch soziale und kirchliche Einrichtun-
gen wie Kindergarten, Schule und Kirche. Mit dem einfachen Bebauungsplan 
werden keine zusätzlichen Nutzungen ermöglicht, die gewachsene Struktur 
bleibt im Wesentlichen erhalten und kann erweitert werden. Eine erhebliche Zu-
nahme des Verkehrs im Gebiet ist nicht zu anzunehmen. 

Das Plangebiet liegt in Teilbereichen entlang der Leubaser Straße und durch das 
Plangebiet führt die Schmid-von-Leubas Straße. Insofern waren die Schal-
limmissionen zu ermitteln und entsprechend der DIN 18005 Schallschutz im 
Städtebau zu beurteilen. Entsprechend der planungsrechtlichen Einstufung des 
Plangebietes in Bereiche entsprechend eines Allgemeines Wohngebietes (WA) 
und eines Mischgebietes (MI) sind im Beiblatt 1 folgende schalltechnische Ori-
entierungswerte (OW) genannt: 

Allgemeines Wohngebiet 

 tagsüber   55 dB(A) 

 nachts   45 dB(A) bzw. 40 dB(A) 

Mischgebiet 

 tagsüber   60 dB(A) 

 nachts   50 dB(A)  

Der höhere Nachtwert wird für die Beurteilung von Straßen- und Schienenver-
kehrslärm herangezogen.  

Die in der DIN 18005 für Verkehrslärmimmissionen genannten Orientierungs-
werte sind Zielwerte, die einem gewissen Abwägungsspielraum unterliegen. 
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Letzterer wird durch die Immissionsgrenzwerte (GW) der Verkehrslärmschutz-
verordnung -16. BImSchV- begrenzt. Im Allgemeinen Wohngebiet gelten fol-
gende IGW: 59 dB(A) am Tage und 49 dB(A) bei Nacht, Mischgebiet 64 dB(A) 
am Tage und 54 dB(A) bei Nacht. 

 

 

Abb. 1 Raster 1 
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Abb. 2 Raster 2 

  



 

13 

 

 

Beurteilung 

Wie den Lärmrastern entnommen werden kann, treten entlang der Leubaser 
Straße Überschreitungen der Orientierungswerter auf. Beurteilungspegel von 
mehr als 50 dB(A) sind bis zu einem Abstand von 50 m zur Straße zu erwarten.  

Aus diesem Grund war es erforderlich auf dem Grundstück 869/8 entlang der 
Leubaser Straße Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festzusetzen. Dies wurde mit 
einer Wohnraumorientierung und mit schalldämmenden Lüftungseinrichtungen 
umgesetzt. 
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Örtliche Bauvorschriften 

Dächer 

Die Dachform für die Hauptbaukörper beschränkt sich auf das Satteldach. Diese 
Dachform entspricht den landschaftlichen und örtlichen Vorgaben.  

Auf Carports und Garagen sind extensiv begrünte Flachdächer vorgeschrieben, 
sie dienen dabei eher ökologischen Zielen. Extensivbegrünungen sind naturnah 
angelegte Begrünungen, die sich weitgehend selbst erhalten und weiterentwi-
ckeln. Neben Kräutern, Gräsern und Moosen kommen insbesondere verschie-
dene Sedumarten zum Einsatz. Die Bauhöhe einer Extensivbegrünung beginnt 
bei ca. 8 cm. Eine extensive Begrünung von Flachdächern ist für die Grund-
stückseigentümer im Vergleich mit nicht-begrünten Dächern zwar mit geringfü-
gig höheren Aufwendungen für die Konstruktion und die bauliche Ausführung 
verbunden. Aufgrund der erwarteten positiven Auswirkungen auf das Mikroklima 
und die Reduktion des abzuleitenden Niederschlagswassers wird der erhöhte 
Aufwand jedoch als angemessen eingeschätzt. Die gleichzeitige Nutzung der 
Dachflächen zur Gewinnung solarer Energie ist zulässig und gewünscht. 

Die Festsetzungen zu Solaranlagen ermöglichen bewusst einen großen Gestal-
tungsspielraum, um ein möglichst breites Spektrum an Einsatzmöglichkeiten zu 
schaffen. Gewisse Einschränkungen waren dennoch nötig, um eine Verunstal-
tung der Fassaden und Dachlandschaft zu verhindern. Dazu zählen Begrenzun-
gen zur Aufständerung sowie zur Anordnung der Anlagen, die eine ruhige Dach-
landschaft sichern sollen. 

Die obere Grenze der Dachneigung entspricht mit 32 der schon im alten Bebau-
ungsplan festgesetzten Obergrenze. Aufgeweitet wurde das Spektrum für Dach-
neigungen zu flacheren Dachneigungen. Es entspricht damit den ortsüblichen 
und landschaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt dennoch zeitgemäße 
Bauformen. Durch die Festsetzung der Wandhöhe in Verbindung mit Dachform 
und -neigung ist die Möglichkeit ausgeschlossen, dass Gebäude zu steile Dächer 
und eine nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könnten. 

Dachaufbauten: 

Im Gegensatz zum ursprünglichen Bebauungsplan sind Dachaufbauten unter 
den genannten Einschränkungen zulässig. Die Änderung der Zulässigkeit war 
zum einen erforderlich, da bereits zahlreiche Befreiungen diesbezüglich erteilt 
wurden und der planerische Wille so umgesetzt wurde. Zum anderen sollen mit 
dem Bebauungsplan Möglichkeiten der Nachverdichtung geschaffen werden, die 
sich auch durch einen Dachausbau erreichen lassen. Das Regelungskonzept für 
Dachaufbauten beschränkt sich auf die Abstände dieser Bauteile untereinander 
und zum Ortgang. Ab einer Dachneigung von 25° sind Dachaufbauten zulässig. 
Für Dachneigungen unter 25° sind Dachgauben nicht zulässig und in der Regel 
nicht erforderlich bzw. nicht sinnvoll. Aus gestalterischen Gründen müssen 
Dachaufbauten allseits von Dachflächen umgeben sein. Obwohl die Regelungen 
ein Maximum an Gestaltungsfreiheit und Planungssicherheit darstellen, kann 
davon ausgegangen werden, dass Beeinträchtigungen für das Ortsbild nicht zu 
erwarten sind. Die Regelungen für Dachaufbauten entbinden nicht von der Be-
achtung anderer bauordnungsrechtlicher Vorschriften, speziell der Vorschriften 
zu den Abstandsflächen und den Vorschriften zum Brandschutz. 



 

15 

 

 

 

Einfriedungen 

Das Plangebiet ist durch große stark durchgrünte private Freiflächen gekenn-
zeichnet. Dieser großzügige Grüncharakter soll auch mit einer Nachverdichtung 
weitestgehend erhalten bleiben. Auf Grund der beabsichtigten Durchlässigkeit 
der Freiflächen ist der Ausschluss von stark trennenden Elementen sowie eine 
Höhenbegrenzung erforderlich. Durch die Begrenzung der Einfriedungshöhe und 
der Materialien soll ein offener Gebietscharakter – zwischen den Grundstücks-
bereichen wie zum öffentlichen Raum - gewährleistet werden. Einfriedungen aus 
Holz-, Stabmatten und Maschendrahtzäunen sind deshalb in offener, nicht blick-
dichter Bauweise auszuführen und müssen im unteren Bereich eine Durch-
schlupfmöglichkeit für Kleinlebewesen bieten. 

Geländeveränderungen und Stützmauern 

Die Einschränkung von Geländeveränderungen dient dazu, eine homogene und 
zusammenhängend gestaltete Situation entstehen zu lassen. Der Charakter des 
ursprünglichen Geländes soll dabei ablesbar bleiben. Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass dennoch geringe Geländeveränderungen erforderlich sein kön-
nen, um ein Einfügen der Gebäude in die teilweise schwierige Geländesituation 
zu ermöglichen. Daher können Stützmauern innerhalb des Grundstücks bis zu 
einer Höhe von 1,5 m angelegt werden. Diese müssten dann allerdings mindes-
tens 2,0 m von der Grundstücksgrenze entfernt sein, um hier eine klare Abgren-
zung zu den nicht zulässigen Stützvorrichtungen im Bereich der Grundstücks-
grenzen zu erreichen. Treten jedoch topographisch bedingte Sondersituationen 
auf, die die Errichtung von Stützmauern im Grenzbereich der Grundstücke un-
umgänglich machen können über die Ausnahmeregelung nach § 31 Abs. 1 
BauGB diese auch bis zu einer Höhe von 1,5 m zugelassen werden. Gleiches gilt 
für an der Grundstücksgrenze liegende Tiefgaragenabfahrten. 

 

Werbeanlagen 

Mit einer Regelung der Werbeanlagen soll eine Störung des Stadtbildes vermie-
den werden für ein harmonisches Einfügen in die Umgebung. Zum Schutz der 
umliegenden Wohnbebauung dienen darüber hinaus insbesondere Beschrän-
kungen zur der Größe der Anlage ist dies insbesondere auch durch das Verbot 
von Blink-, Lauf- und Wechselbeleuchtung erfolgt und durch die zeitliche Ein-
schränkung der Beleuchtung digitaler Anlagen. 

 

 

1.4 Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes 

Mit der Einführung des „Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Ent-
wicklung in den Städten und Gemeinden“ (BauGB-Klimaschutznovelle) am 
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30.07.2011 sind die Belange des Klimaschutzes bereits im Zuge der Bauleitpla-
nung besonders zu beachten.  

Den Belangen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird dadurch Rech-
nung getragen, dass mit dem Bebauungsplanverfahren nach §13a BauGB ein 
Verfahren zur Schaffung von Wohnraum gewählt wurde, welches Flächen neu 
beplant, die bereits innerhalb eines bebauten Siedlungszusammenhanges lie-
gen. Hierdurch wird eine maßstäbliche und verträgliche Nachverdichtung er-
möglicht sowie große Flächenneuausweisungen vermieden. Weitere folgende 
Maßnahmen wurden im Verfahren berücksichtigt: Garagen und Carports sind 
als begrüntes Flachdach auszuführen, die Verwendung versickerungsfähiger Be-
läge für u.a. untergeordnete Wege auf dem Baugrundstück wird festgesetzt, 
Dachflächen werden zur Gewinnung von erneuerbaren Energien genutzt. 

Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei ihren Planungen und Entscheidungen 
den Zweck des Klimaschutzgesetztes (KSG) und die zu seiner Erfüllung festge-
legten Ziele zu berücksichtigen. Im Rahmen der Bauleitplanung erfolgt die Be-
rücksichtigungspflicht sektorübergreifend im Sinne einer Gesamtbilanz nach An-
lage 1 KSG. Das Ergebnis der Gesamtbilanzierung ist nachfolgender Tabelle zu 
entnehmen. 
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1.5 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung / Grünordnung 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 
2 Nr. 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind 

Sektor
Beschreibung der Quellkategorien 

gemäß Anlage 1 KSG
Beschreibung der Planung Beschreibung der Maßnahmen

Prognose der 

Auswirkung

Energiewirtschaft

Verbrennung von Brennstoffen in der 

Energiewirtschaft; Pipelinetransport 

(übriger Transport); Flüchtige 

Emissionen aus Brennstoffen

Das Verfahren hat keine Auswirkungen 

auf künftige Treibhasgasemissionen im 

Sektor Energiewirtschaft.

Auf Ebene des Bebauungsplans sind im 

Sektor keine gesonderten Maßnahmen 

zur Minderung von 

Treibhausgasemmissionen nach § 3 KSG 

vorgesehen.

keine

Industrie

Verbrennung von Brennstoffen im 

verarbeitenden Gewerbe und in der 

Bauwirtschaft; Industrieprozesse und 

Produktverwendung; CO2-Transport 

und -Lagerung

Das Verfahren hat keine Auswirkungen 

auf künftige Treibhasgasemissionen im 

Sektor Industrie.

Auf Ebene des Bebauungsplans sind im 

Sektor keine gesonderten Maßnahmen 

zur Minderung von 

Treibhausgasemmissionen nach § 3 KSG 

vorgesehen.

keine

Gebäude

Verbrennung von Brennstoffen in: 

Handel und Behörden; Haushalten. 

Sonstige Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit der Verbrennung 

von Brennstoffen (insbesondere in 

militärischen Einrichtungen)

Durch die Planungen wird Baurecht im 

Innenbereich auf einer 

Gesamtgrundfläche von knapp unter 

15.000m² überplant. Hierbei sind Teile 

des Plangebietes bereits im Bestand 

genutzt bzw. bebaut. 

Maßnahmen im Gebäudesektor 

unterliegen der geltenden 

Energieeinsparverordnung EnEV. 

Zusätzliche Maßnahmen wie z.B. 

Dacheingrünung sind festgesetzt.

gering

Verkehr

Transport (ziviler inländischer 

Luftverkehr; Straßenverkehr; 

Schienenverkehr, inländischer 

Schiffsverkehr) ohne Pipelinetransport

Die Verkehrsfllächen im Plangebiet 

bleiben unverändert.

Stellplätze für Neubauten sind 

entsprechend der Stellplatzsatzung 

festgesetzt.

gering

Landwirtschaft

Landwirtschaft; 

Verbrennung von Brennstoffen in Land- 

und 

Forstwirtschaft und in der Fischerei

Das Verfahren hat keine Auswirkungen 

auf künftige Treibhasgasemissionen im 

Sektor Landwirtschaft.

Auf Ebene des Bebauungsplans sind im 

Sektor keine gesonderten Maßnahmen 

zur Minderung von 

Treibhausgasemmissionen nach § 3 KSG 

vorgesehen.

keine

Abfallwirtschaft 

und Sonstiges

Abfall und Abwasser; 

Sonstige 

Durch das künftige Baurecht werden 

abfallwirtschafliche Belange nicht über 

das durchschnittliche Maß einer 

Bebauung belastet bzw. tangiert.

Auf Ebene des Bebauungsplans sind im 

Sektor keine gesonderten Maßnahmen 

zur Minderung von 

Treibhausgasemmissionen nach § 3 KSG 

vorgesehen.

keine

Landnutzung, 

Landnutzungs- 

änderung und 

Forstwirtschaft

Wald, Acker, Grünland, Feuchtgebiete, 

Siedlungen; Holzprodukte; 

Änderungen zwischen 

Landnutzungskategorien

Die Planungen erfolgen im 

Zusammenhang bebauter Bereiche (§ 

34 BauGB). Durch die Planungen erfolgt 

kein direkter Eingriff in bestehende 

Wald, Acker, Feuchtgebiete oder 

Grünlandflächen.

Die Duldung landwirtschaftlicher 

Emissionen ist in den Hinweisen 

aufgenommen.

keine

Legende:

hoch direkte oder indirekte Wirkung hoher Erheblichkeit

mittel direkte oder indirekte Wirkung mittlerer Erheblichkeit

gering direkte oder indirekte Wirkung geringer Erheblichkeit

keine keine direkte oder indirekte Wirkung 
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sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 
4, abgesehen; § 4c BauGB wird nicht angewandt. Ein Ausgleich ist nicht erfor-
derlich, da die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind 
oder zulässig waren (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB).  

Im Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) sind keine weitergehenden Aus-
sagen zum Plangebiet enthalten. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
(FFH-Gebiete) und europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes werden nicht beeinträchtigt. 

Grünordnung 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind die Belange von Natur und Land-
schaftspflege zu berücksichtigen. Dies erfolgt im vorliegenden Fall durch die In-
tegration eines grünordnerischen Fachbeitrages in den Bebauungsplan. 

Der Bebauungsplan trifft zahlreiche Festsetzungen, wodurch sichergestellt wird, 
dass die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft minimiert bzw. ausge-
glichen werden. Festgesetzt ist, dass die nicht baulich genutzten Bereiche als 
Grünflächen anzulegen und gärtnerisch zu gestalten sind. Zufahrten und Stell-
plätze sind grundsätzlich mit wasserdurchlässigen Materialien auszuführen. 
Flachdächer von Garagen und Carports sind extensiv zu begrünen. Im Rahmen 
des Bauantrages ist ein Freiflächengestaltungsplan vorzulegen. Die Baum-
schutzverordnung der Stadt Kempten gilt für alle Bäume im Geltungsbereich, 
sofern sie den Schutzkriterien entsprechen. Zusätzlich sind mehrere Bäume 
über den Bebauungsplan geschützt. 

Artenschutz 

Da die Grundstücke in Privateigentum und bebaut sind, ist eine detaillierte ar-
tenschutzrechtliche Untersuchung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
nicht möglich und nicht erforderlich. Der Vollzug des besonderen Artenschutzes 
muss auf den Bauvollzug verlegt werden. Es liegen im Rahmen der Artenschutz-
kartierung keine konkreten Hinweise auf das Vorkommen besonders geschütz-
ter Arten im Plangebiet vor. Aufgrund der vorhanden Strukturen können aber 
Gehölz- und Gebäude-brütende Vogelarten, Gehölz- und Gebäude-brütende Fle-
dermausarten, Amphibien (im Bereich von Gartenteichen) nicht ausgeschlossen 
werden. Im Rahmen des Bauvollzugs muss daher sichergestellt werden, dass 
keine artenschutzrechtlichen Tatbestände eintreten. Dafür müssen die Gebäude 
vor Beginn der Sanierungsarbeiten auf bewohnte Quartiere von gebäudebrüten-
den Tieren abgesucht werden. Das Ergebnis muss der unteren Naturschutzbe-
hörde mitgeteilt werden und falls Tiere gefunden werden, sind entsprechende 
Vermeidungs- bzw. Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen.  
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1.6 Kenndaten der Planung 

Geltungsbereich 

 

55.922 m² 

Baufläche 48.113 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche 6.097 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweck-
bestimmung 

1.655 m²   

Versorgungsfläche Elektrizität 57 m² 
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